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Es ist eine juristische Sensation: Nach 
Jahren der rechtlichen Diskriminie-
rung könnte sich endlich grundlegend 
etwas an der Situation vieler Familien 
in Deutschland ändern. Die Ehepart-
nerinnen Verena Akkermann und Ge-
sa Teichert-Akkermann wollten die 
Benachteiligung von sogenannten Re-
genbogenfamilien gegenüber hetero-
sexuellen Paaren im Abstammungs-
recht nicht länger hinnehmen und 
zogen vor Gericht – mit Erfolg: Ihr Fall 
liegt nun beim Bundesverfassungsge-
richt. Ein Grundsatzurteil aus Karlsru-
he könnte nicht nur den Akkermanns 
rechtlich zugutekommen, sondern 
auch zahlreichen weiteren Familien-
konstellationen, die durch das bislang 
gültige Abstammungsrecht diskrimi-
niert werden. 

Die Ausmaße dieser systemati-
schen Benachteiligung zeigt gera-
de der Fall der Akkermanns exem- 
plarisch. Im Februar 2020 brachte Gesa 
Teichert-Akkermann ihre Tochter Pau-
la auf die Welt. Rein rechtlich gesehen, 
so steht es auch in der Geburtsurkun-
de, hat Paula nur einen Elternteil: ih-
re Mutter Gesa Teichert-Akkermann. 
Deren Partnerin, Verena Akkermann, 
wird nicht – anders als es bei heterose-
xuellen Paaren rechtlich möglich und 
auch gängige Praxis ist – automatisch 
als zweiter Elternteil beim Standes-
amt eingetragen. Denn laut dem gel-
tenden Abstammungsrecht wird die 
Person, die das Kind zur Welt bringt, 
als „Mutter“ eingetragen und als zwei-
ter Elternteil kommt ausschließlich ein 
„Vater“, also ein Mann, in Frage. Das 
Gesetz sieht somit zwei Mütter eben-
so wenig als Eltern vor wie zwei Väter. 

Der zweite Elternteil, in diesem Fall 
Verena Akkermann, hat lediglich die 
Möglichkeit, ihr Kind im Rahmen ei-
ner sogenannten Stiefkindadoption zu  
adoptieren.

Diese rechtliche Benachteiligung 
gegenüber heterosexuellen Paaren 
erleiden potentiell alle Regenbogen-
familien hierzulande. Der schillern-
de Begriff „Regenbogenfamilie“ be-
schreibt neben homosexuellen Famili-
en auch jene, in denen einer oder meh-
rere Elternteile trans- oder interge-
schlechtlich sind. An statistisch reprä-
sentativen Zahlen, wie viele Regenbo-
genfamilien genau in Deutschland le-
ben, mangelt es. Schätzungen des Les-
ben- und Schwulenverbands (LSVD) 
zufolge soll es bundesweit rund 12 000 
Haushalte geben, in denen gleich- oder 
transgeschlechtliche Paare mit Kin-
dern leben.1 

Doch diesen Familienkonstellatio-
nen mangelt es immer noch an Sicht-
barkeit, denn Cis-Geschlechtlichkeit,2 
Heterosexualität und Monogamie gel-
ten als gesellschaftliche Norm. Und 
weil das Bild der traditionellen Kleinfa-
milie nach wie vor gesamtgesellschaft-
liche Vorstellungen von Familie prägt, 
sind davon abweichende Konstellatio-
nen häufig Vorurteilen und Diskrimi-
nierungen ausgesetzt. Viele müssen 
sich ihren Herkunftsfamilien oder ih-
rem sozialen Umfeld gegenüber recht-
fertigen und die Entwicklungschancen 

1	 Vgl. Wie viele Kinder gibt es mit gleichge-
schlechtlichen Eltern bzw. in Regenbogenfa-
milien?, www.lsvd.de.

2	 Unter einer Cis-Person wird ein Mensch ver-
standen, der sich mit dem Geschlecht, das ihm 
bei der Geburt zugewiesen wurde, identifi-
ziert.
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ihrer Kinder werden oft per se zur De-
batte gestellt. Dabei gibt es inzwischen 
zahlreiche wissenschaftliche Studien,  
die belegen, dass es Kindern in Regen-
bogenfamilien keinesfalls schlechter  
geht als jenen in anderen Familien. 
Demnach gibt es bei ihnen, anders als 
oft behauptet, keinerlei Anhaltspunkte 
für eine erhöhte Neigung zu Depressi-
onen.3 Auch ist in Regenbogenfamilien 
beispielsweise die Care-Arbeit meist 
gleichberechtigter aufgeteilt. Eine ver-
meintlich „typische“ Arbeitsteilung, 
wie sie bei heterosexuellen Paaren 
noch immer häufig der Fall ist, findet 
sich bei Regenbogenfamilien nur sel-
ten. Das kann dazu führen, dass Kin-
der dieser Familien ihre Lebensgestal-
tung freier wählen. Viele von ihnen in-
teressieren sich so für Berufsfelder, die 
stereotyperweise nicht dem eigenen 
Geschlecht zugeordnet werden.4 

Jahrzehntelange Diskriminierung

Dessen ungeachtet reicht die Diskri-
minierung von Regenbogenfamilien 
hierzulande weit zurück: Bis in die 
1990er Jahre wurde lesbischen Paa-
ren sogar das Sorgerecht für ihre Kin-
der entzogen. Dafür genügte bereits 
die Behauptung von Nachbar*innen 
oder Lehrer*innen gegenüber dem 
Jugendamt, dass der „Lebenswandel“ 
der Mutter angeblich das „sittliche 
Wohl“ des Kindes gefährde.5 

In den vergangenen Jahren hat sich 
die gesellschaftliche Situation von Re-
genbogenfamilien glücklicherweise et-
was verbessert: Seit Oktober 2017 kön-
nen auch gleichgeschlechtliche Paa-
re die Ehe eingehen – und damit auch 

3	 Vgl. Gleichgeschlechtliche Eltern: Studien 
über Kinder in Regenbogenfamilien, www. 
lsvd.de sowie: Cornell University, What does 
the scholarly research say about the well-
being of children with gay or lesbian parents?, 
www.cornell.edu.

4	 Vgl. Bergold Pia (Hg.), Familien mit multipler 
Elternschaft, Entstehungszusammenhänge, 
Herausforderungen und Potenziale, Opladen, 
Berlin und Toronto 2017, S. 156.

5	 Vgl. www.sorgerecht-lesbischer-muetter.de.

gemeinsam ein Kind adoptieren. Ne-
ben Adoption und Pflegschaft gibt es 
außerdem die Möglichkeit, Reproduk-
tionstechnologien wie In-vitro-Fertili-
sation oder Samenspende in Anspruch 
zu nehmen. Dennoch besteht nach wie 
vor Handlungsbedarf, vor allem auf po-
litischer Seite: So werden Familien mit 
mehr als zwei Elternteilen nicht aner-
kannt, obwohl die gesellschaftliche Re-
alität vieler Familien genau das erfor-
dern würde: Statistisch gesehen nimmt 
die Zahl queerer Mehrelternfamilien 
und Patchworkfamilien zu.6 

Vor allem aber mit Blick auf das Ab-
stammungs- und Adoptionsrecht sind 
Regenbogenfamilien gegenüber he-
terosexuellen Paaren weiterhin massiv 
benachteiligt. Denn anders als bei den 
Akkermanns wird bei heterosexuellen 
Paaren der männliche Ehepartner au-
tomatisch als Vater eingetragen, wenn 
er zum Zeitpunkt der Geburt mit der 
Mutter verheiratet ist – selbst, wenn er 
nicht der biologische Vater sein sollte. 
Und auch bei unverheirateten hetero-
sexuellen Paaren kann der Mann die 
Vaterschaft ohne großen Aufwand an-
erkennen lassen, indem er bekundet, 
Verantwortung für das Kind zu über-
nehmen. Bei heterosexuellen Paaren 
spielt die biologische Abstammung al-
so de facto kaum eine Rolle, während 
sie im Kontext queerer Familien be-
nutzt wird, um diese systematisch zu 
diskriminieren.

Die Elternschaft gesetzlich nicht an 
die biologische Abstammung zu knüp-
fen, ist rechtlich üblich – und auch den 
Lebensrealitäten vieler Menschen an-
gemessen. Ein heterosexuelles Paar 
kann sich beispielsweise für eine Sa-
menspende oder nach einem Sei-
tensprung dazu entscheiden, ein Kind 
gemeinsam großzuziehen – ohne dass 
dem sozialen Vater Steine bei der An-
erkennung seiner Vaterschaft in den 

6	 Vgl. Julia Teschlade u.a., Einleitung: Eltern-
schaft und Familie jenseits Heteronormativi-
tät und Zweigeschlechtlichkeit, in: „Gender. 
Zeitschrift für Geschlecht, Kultur und Gesell-
schaft“, Sonderheft 5, 2020, S. 15.
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Weg gelegt werden. Bei queeren Fa-
milien gilt das jedoch nicht: Sie schei-
tern bei der Anerkennung der Eltern-
schaft an Paragraph 1592 BGB, wonach 
der Vater eines Kindes unter anderem 
der Mann ist, „der zum Zeitpunkt der 
Geburt mit der Mutter des Kindes ver-
heiratet ist“ oder „der die Vaterschaft 
anerkannt hat“. Das Gesetz nimmt al-
so insbesondere lesbische Paare, aber 
auch Menschen mit dem Geschlechts-
eintrag divers oder transgeschlechtli-
che Personen von dieser Regel aus. 

Die Forderung nach einer  
»Adoption für alle«

Die Akkermanns und andere Regen-
bogenfamilien wollen sich diese Dis-
kriminierung im Abstammungsrecht 
nicht länger gefallen lassen und sind 
deshalb vor Gericht gezogen. Ihre 
Klagen legen auch eine Lücke bei der 
rechtlichen Regelung der „Ehe für al-
le“ offen: Bei deren Einführung im 
Jahr 2017 wurden lesbische Paare in 
der Frage der Co-Mutterschaft nicht 
mit heterosexuellen Paaren gleich-
gestellt – und das obwohl mehr als  
90 Prozent aller Kinder in Regenbo-
genfamilien bei zwei Müttern leben. 
Diese rechtliche Benachteiligung geht 
in allererster Linie zu Lasten der Kin-
der: Während Kinder von heterose-
xuellen Ehepaaren automatisch zwei 
Elternteile haben und damit beispiels-
weise Unterhalt oder erbrechtliche 
Ansprüche geltend machen können, 
fehlen Kindern aus Regenbogenfami-
lien diese rechtlichen Absicherungen. 
Da sie laut Geburtsurkunde nur einen 
Elternteil haben, gehen sie gegenüber 
dem anderen Elternteil im Zweifelsfall 
leer aus. 

Einen Ausweg bietet in einem sol-
chen Fall bislang lediglich die Stief-
kindadoption. Allerdings birgt das da-
für erforderliche Adoptionsverfahren 
enorme Hürden und Herausforderun-
gen. Meist zieht sich die Adoption über 
mehrere Monate oder sogar Jahre hin 

und wird von den betroffenen Famili-
en als belastend empfunden.7 So besu-
chen Jugendämter die Familien regel-
mäßig, um Berichte über deren Zusam-
menleben zu verfassen, und Gerichte 
dürfen Dokumente zum Gesundheits-
zustand der Eltern oder zu deren finan-
zieller Lage einfordern.

Ein besonderer Aspekt kommt hin-
zu: Ursprünglich ist das in Deutsch-
land übliche Adoptionsverfahren für 
Familien gedacht, bei denen ein neu-
er Elternteil in eine bestehende Fami-
lie aufgenommen wird, wenn also je-
mand das Kind einer neuen Partnerin 
oder eines neuen Partners adoptieren 
möchte. Bei queeren Familien, wo Paa-
re sich gemeinsam dazu entscheiden, 
ein Kind zu bekommen, erscheint die 
Anwendung dieses Verfahrens hin-
gegen absurd. Schließlich bringt nie-
mand ein Kind aus erster Beziehung in 
eine weitere Beziehung, sondern zwei 
Personen entscheiden sich gemeinsam 
für ein Kind.  

Beendet Karlsruhe die rechtliche 
Diskriminierung?

In diesem Licht erscheint eine Reform 
des Abstammungsrechts umso dring-
licher. Den Handlungsbedarf haben 
offenbar auch jene Politiker*innen er-
kannt, die in den vergangenen Jahren 
verschiedene Reformversuche initiier-
ten. Bisher verliefen jedoch sämtliche 
dieser Anläufe im Sand – so etwa der 
Diskussionsentwurf der damaligen 
SPD-Justizministerin Katarina Barley, 
der unter anderem die Einführung ei-
ner „Mitmutterschaft“ vorsah. Auch 
ein Gesetzentwurf der Grünen, der 
darauf abzielte, Kinder in lesbischen 
und heterosexuellen Partnerschaften 
im Abstammungsrecht gleichzustel-
len, wurde zu Beginn des vergangenen 
Jahres im Bundestag mehrheitlich ab-
gelehnt.

7	 Vgl. Inga Hofmann, Zwei lesbische Mütter 
wollen Klärung vor Gericht, www.tagesspie-
gel.de, 13.1.2021.
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Dies nahmen einige Regenbogenfami-
lien zum Anlass, um ihr Anliegen den 
Gerichten vorzulegen – unter ihnen die 
Akkermanns. Die Anträge der beiden 
Frauen wurden von den Amtsgerichten 
Hildesheim und Hannover zunächst 
zurückgewiesen. Das Oberlandesge-
richt (OLG) Celle entschied jedoch da-
raufhin, dass das Abstammungsrecht 
die Grundrechte der Eltern und Kin-
der verletze, setzte das Verfahren aus 
und legte den Fall dem Bundesverfas-
sungsgericht vor. 

Dem OLG zufolge verstößt das Ab-
stammungsrecht gegen das Recht der 
Eltern und der Kinder auf elterliche 
Pflege und Erziehung, wie es in Arti-
kel 6, Abschnitt 2 des Grundgesetzes 
festgelegt ist. Außerdem verletze die 
fehlende rechtliche Anerkennung der 
Mutter Verena Akkermann das Recht 
auf Gleichbehandlung und das Verbot 
der Diskriminierung aufgrund der se-
xuellen Orientierung (Artikel 3 Abs. 1 
GG).8 

Die Entscheidung aus Celle ist mutig 
und wegweisend zugleich. Das zeigte 
sich bereits am darauffolgenden Tag, 
als das Berliner Kammergericht in ei-
nem ähnlich gelagerten Fall genauso 
entschied. Das Bundesverfassungsge-
richt könnte nun nicht nur die Situation 
zweier Familien grundlegend verbes-
sern, sondern auch die verfassungs-
widrige Diskriminierung queerer Fa-
milien ein für alle Mal beenden. Zu-
gleich tragen die Urteile aus Celle und 
Berlin dazu bei, dass das Thema Re-
genbogenfamilien in einer breiteren 
Öffentlichkeit diskutiert wird. Presse-
berichte und der Austausch in den so-
zialen Medien geben Regenbogenfa-
milien größere gesellschaftliche Sicht-
barkeit und machen zugleich deutlich, 
dass die herrschende Gesetzeslage der 
Lebensrealität vieler Familien hierzu-
lande nicht gerecht wird. 

8	 Vgl. Daniela Turß, Abstammungsrecht verletzt 
Grundrecht queerer Eltern und ihrer Kinder: 
Oberlandesgericht Celle legt GFF-Fall dem 
Bundesverfassungsgericht vor, www.freiheits-
rechte.org, 24.3.2021.

Gleichzeitig nimmt auch der politische 
Druck zu: Bereits im Anschluss an die 
Entscheidung des OLG Celle kritisier-
te Ulle Schauws, queerpolitische Spre-
cherin der grünen Bundestagsfraktion, 
dass die Gerichte „ausbaden“ müssten, 
was „die Politik der Großen Koalition“ 
vermasselt habe. Auch Berlins grüner 
Innensenator Dirk Behrendt erklärte, 
dass eine Reform des Abstammungs-
rechts längst überfällig sei. Er verwies 
dabei auf einen Antrag zur Stärkung 
der Rechte lesbischer verheirateter 
Paare, den das Land Berlin Ende März 
gemeinsam mit dem Land Thüringen 
in den Bundesrat eingebracht hatte 
und der nun in den Fachausschüssen 
verhandelt wird. Darüber hinaus ver-
fassten die FDP-Abgeordneten Jens 
Brandenburg und Katrin Helling-Plahr 
einen Brief an Justizministerin Chris-
tiane Lambrecht. Darin forderten sie 
die SPD-Politikerin auf, noch in dieser 
Wahlperiode eine Reform des Abstam-
mungsrechts auf den Weg zu bringen. 
Diese solle die Diskriminierung von 
gleichgeschlechtlichen Paaren been-
den und sicherstellen, dass kein El-
ternteil auf dem Rücken der Kinder 
ausgebootet werde. 

Die Antwort aus dem Justizministe-
rium fiel allerdings ernüchternd aus: 
Die große Koalition werde sich des 
Themas vor der Wahl nicht mehr an-
nehmen: „Trotz intensiver Bemühun-
gen“ bestünden innerhalb der Regie-
rung „unterschiedliche Auffassungen“  
über die Inhalte des Reformversuchs, 
die bislang nicht aufgelöst werden 
konnten. 

Somit müssen die Betroffenen ih-
ren Kampf gegen die Diskriminierung 
im Abstammungsrecht bis auf weite-
res vor Gericht fortsetzen. Spätestens 
aber die nächste Bundesregierung 
sollte nicht ebenfalls auf ein Urteil aus 
Karlsruhe warten, sondern selbst eine 
Reform initiieren. Der Bundestag hät-
te dann die Gelegenheit, jene gesell-
schaftliche Vielfalt rechtlich zu schüt-
zen, die in vielen Familien längst ge-
lebter Alltag ist.


